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Aus der Gutachtenpraxis 
des DNotI

BGB §§  129, 1945; BeurkG §§ 39, 39a, 40; 
FamFG § 14b n. F.
Elektronische Übermittlung einer Ausschla-
gungserklärung

I. Sachverhalt
Das Amtsgericht H. hat den Notar dazu aufgefordert, 
zukünftig sämtliche Ausschlagungs erklärungen aus-
schließlich über das Programm XNotar elektronisch an 
das Nachlassgericht zu übermitteln.

II. Frage
Ist die Form des §  1945 Abs. 1 BGB gewahrt, wenn 
die öff entlich beglaubigte Ausschlagungs erklärung aus-
schließlich über das Programm XNotar elektronisch an 
das Nachlassgericht über mittelt wird, oder muss das 
Original dem Nachlassgericht übersandt werden?

III. Zur Rechtslage
1. Form der Ausschlagungserklärung
Die Ausschlagung erfolgt gem. §  1945 Abs. 1 BGB 
durch Erklärung gegenüber dem Nach lassgericht. Die 
Erklärung ist zur Niederschrift des Nachlassgerichts 
oder in öff entlich beglaubigter Form abzugeben. Ist 
durch Gesetz für eine Erklärung öff entliche Beglaubi-
gung vorgeschrieben, so muss die Erklärung schriftlich 
abgefasst und die Unter schrift des Erklärenden von 
einem Notar beglaubigt werden, § 129 Abs. 1 BGB. Es 
handelt sich hierbei um eine amtsempfangsbedürftige 
Willenserklärung, die gegenüber dem Nach lassgericht 
abzugeben ist und Wirksamkeit erst mit deren Zu-
gang beim Nachlassgericht ent faltet (Palandt/Weidlich, 
BGB, 79. Aufl . 2020, § 1945 Rn. 1; Staudinger/Otte, 
BGB, 2017, § 1945 Rn. 19). 

Es besteht in Literatur und Rechtsprechung Einigkeit, 
dass bei dem Nachlassgericht die schriftliche, beglaubig-
te Erklärung in Urschrift zugehen muss (OLG Olden-
burg ZEV 2011, 430; Palandt/Weidlich, § 1945 Rn. 3; 
Ivo, in: Keim/Lehmann, Beck’sches Formular buch 
Erbrecht, 4. Aufl . 2019, J.IV.3. Rn. 3; Wegerhoff , in: 
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Dorsel, Kölner Formularbuch Erbrecht, 3. Aufl . 2020, 
Kap. 14 Rn. 35; implizit auch OLG Hamm BeckRS 
2011, 7156, allerdings zur Übersendung des Originals 
der Erklärung zu Niederschrift eines Nachlassgerichts). 
Eine Übermittlung in einfacher Kopie bspw. per Tele-
fax genügt nicht (OLG Zweibrücken NJW-RR 2008, 
239; BeckOGK-BGB/Heinemann, Std.: 15.4.2020, 
§  1945 Rn. 50; Hönninger, in: jurisPK-BGB, 9. Aufl . 
2020, § 1945 Rn. 7). Im Falle der überobligatorischen 
Beurkundung der Erklärung durch den Notar muss 
eine Ausfertigung vorgelegt werden (OLG Saarbrü-
cken BeckRS 2011, 18369; Burandt/Rojahn/Najdecki, 
Erb recht, 3. Aufl . 2019, §  1945 BGB Rn. 3), die die 
Urschrift gem. § 47 BeurkG im Rechts verkehr vertritt. 
Das ergibt sich zum einen aus dem Wortlaut des § 1945 
Abs. 1 Hs. 2 BGB („die Erklärung“), zum anderen aus 
der Bestimmung zu den Anforderungen an eine öff ent-
liche Beglaubigung gem. § 129 Abs. 1 S. 2 BGB. Die 
Norm fordert eine schriftlich abgefasste Erklärung. 
Eine schriftlich abgefasste Erklärung setzt voraus, dass 
eine dauer hafte Verkörperung der Erklärung in Schrift-
zeichen auf einer Urkunde vorliegt (BeckOGK-BGB/
Cziupka, Std.: 1.5.2020, §  129 Rn. 18; Ludwig, in: 
jurisPK-BGB, § 129 Rn. 8). Eine beglaubigte Abschrift 
genügt der Form des § 129 BGB nicht (BayObLG Mitt-
BayNot 1992, 281, 283; Palandt/Ellenberger, §  129 
Rn. 1). 

2. Erfüllung des Formerfordernisses durch elektro-
nische Beglaubigung einer schrift lich verkörperten 
Unterschrift
Kommt man zu dem Ergebnis, dass eine beglaubig-
te Abschrift den Anforderungen des § 129 BGB nicht 
genügt, stellt sich die Frage, ob die Anforderungen des 
§ 129 BGB dadurch erfüllt werden können, dass eine 
elektronische Vermerkurkunde über die Anerkennung 
erstellt wird, in der der Notar – originär elektronisch 
– bestätigt, dass die Unterschrift auf dem Original voll-
zogen bzw. anerkannt wurde. 

§  39a Abs. 1 BeurkG sieht vor, dass Beglaubigungen 
und sonstige Zeugnisse i. S. d. § 39 BeurkG auch elek-
tronisch errichtet werden können. Es ist umstritten, 
ob dies auch für Unterschriftsbeglaubigungen i. S. d. 
§ 40 BeurkG gilt. Hierbei würde die Unterschrift des 
Beteiligten auf einem Papierdokument erbracht, ein-
gescannt und mit einem elektronischen Vermerk des 
Notars mit qualifi zierter elektronischer Signatur ver-
bunden. Diese Variante enthält demnach gleichsam 
(bzgl. des unterschriebenen Dokuments) Elemen-
te der Abschriftsbeglaubigung (BeckOGK-BeurkG/
Th eilig, Std.: 1.4.2020, §  39a Rn.  11). Teil weise wird 
vertreten, dass die Beglaubigung einer Unterschrift 
i. S. d. § 40 BeurkG im Sinne der Einheitlichkeit der 
Urkunde die Erstellung einer verkörperten Urkunde 

dergestalt voraussetzt, dass die Unterschrift im Ori-
ginal geleistet und der Beglaubigungsvermerk im ver-
schriftlichten, mit Siegel versehenen Original beige-
fügt wird (BeckOK-BeurkG/Frohn, Std.: 1.5.2020, 
§  39a Rn. 14; Kruse, in: Armbrüster/Preuß/Renner, 
BeurkG, 8. Aufl . 2020, § 39a Rn. 25; Büttner/Frohn, 
in: Büttner/Frohn/Seebach, Elektronischer Rechtsver-
kehr und Informationstechnologie im Notariat, 2019, 
Kap. 1 Rn.  49; Apfelbaum/Bettendorf, RNotZ 2007, 
89, 92). Als maßgebliches Argument wird vorgetragen, 
dass § 40 BeurkG für die Unterschriftsbeglaubigung 
ein Papierverfahren verlange (BeckOK-BeurkG/Frohn, 
§ 39a Rn. 14; Apfelbaum/Bettendorf, RNotZ 2007, 89, 
92). Nach anderer Auff assung ist die Kombination aus 
papiergebundener Leistung der Unterschrift und elekt-
ronischem Beglaubigungsvermerk zulässig (BeckOGK-
BGB/Cziupka, § 129 Rn. 28; Staudinger/Hertel, BGB, 
2017, § 129 Rn. 137; Frenz/Miermeister/Limmer, 
Bundesnotarordnung, 5. Aufl . 2020, §  39a BeurkG 
Rn. 12; BeckOGK-BeurkG/Th eilig, § 39a  Rn. 11; Jeep/
Wiedmann, NJW 2007, 2439, 2442). Dies hätte aller-
dings zur Konsequenz, dass kein papierförmiges Ori-
ginal vorhanden wäre, sondern lediglich ein elektro-
nisches Abbild (Kruse, in: Armbrüster/Preuß/Renner, 
§ 39a Rn. 25).

Für die vorliegend zu begutachtende Frage kann die 
Aufl ösung dieser Kontroverse jedoch off enbleiben. 
Denn selbst wenn man die elektronische Abfassung des 
Beglaubigungs vermerks auch bei einer Unterschriftsbe-
glaubigung gem. § 40 BeurkG für zulässig hält, ändert 
dies nichts daran, dass damit den materiell-rechtlichen 
Formerfordernissen allenfalls dann genügt werden 
kann, wenn das materielle Recht die Übersendung einer 
beglaubigten Abschrift genügen lässt (BeckOGK-BGB/
Cziupka, § 129 Rn. 28). Da sich eine originär elektro-
nisch erstellte Datei (auch mit Signatur versehen) belie-
big vervielfältigen lässt, gibt es keine Urschrift und kei-
ne Ausfertigungen. Erfordert das materielle Recht (wie 
bspw. §  1945 BGB) die Übersendung einer Urschrift, 
so ist – unabhängig von den beurkundungsrechtlichen 
Möglichkeiten – stets ein papierförmiges Original zu 
fertigen und zu übersenden.

3. Verfahrensrechtliche Anforderungen
An anderer Stelle hat der Gesetzgeber ausdrücklich gere-
gelt, dass eine elektronische Über mittlung des Original-
dokuments genügt. Für Handelsregisteranmeldungen 
ist die elektronische Einreichung der öff entlich-beglau-
bigten Dokumente sogar zwingend (§ 12 Abs. 1 HGB). 
Gleiches gilt gem. § 137 Abs. 1 GBO für das Grund-
buchverfahren sofern im jeweiligen Bundesland die 
elektronische Übersendung bereits vorgesehen ist (§ 135 
Abs. 1 S. 2 Nr. 1 GBO). Hierbei handelt es sich um ver-
fahrensrechtliche Erleichterungen, die die Übersendung 
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beglaubigter Abschriften ausdrücklich genügen lassen, 
hingegen nicht um materiell-rechtliche Formerforder-
nisse. Im Gegensatz zu § 1945 Abs. 1 S. 1 BGB sieht 
das materielle Recht im Grundbuch- oder Handelsre-
gisterverfahren jedoch nicht den Zugang von Erklärun-
gen im Original vor. § 311b Abs. 1 BGB fordert für die 
Wirksamkeit des Kausalgeschäfts materiell-rechtlich 
die Beurkundung des Grundstückskaufvertrags und 
auf dinglicher Ebene die Erklärung der Aufl assung vor 
einem Notar (§ 925 Abs. 1 BGB). §  29 GBO fordert 
verfahrensrechtlich zur Herbeiführung der Grundbuch-
eintragung der dinglichen Rechtsänderung eine öff ent-
lich beglaubigte Bewilligungserklärung. §  137 Abs. 1 
GBO erleichtert das Verfahren dahingehend, dass die 
Übermittlung einer elektronisch beglaubigten Abschrift 
genügt. 

Eine vergleichbare Regelung fehlt für die Ausschla-
gungserklärung. Mehr noch: Der Gesetz geber hat bzgl. 
des neu geschaff enen §  14b FamFG (eingefügt durch 
das Gesetz zur Förderung des elektronischen Rechtsver-
kehrs vom 10.10.2013, BGBl. I S. 3786; Inkraft treten 
zum 1.1.2022), der eine zwingend elektronische Über-
mittlung gegenüber den Gerichten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit einführt, sofern diese durch einen Notar 
über mittelt werden, bekräftigt, dass materiell-rechtliche 
Formerfordernisse gerade nicht berührt werden sollen 
und Erklärungen, deren Zugang in Urschrift erforder-
lich ist, weiterhin auf analogem Wege zu übermitteln 
sind (BT-Drucks. 818/12, S. 36). 

4. Ergebnis 
Im Ergebnis würden wir deshalb davon ausgehen, dass 
eine elektronische Übermittlung der Ausschlagungs-
erklärung nicht der Form des § 129 BGB genügt und 
damit auch nicht die Anforderungen des § 1945 Abs. 1 
BGB erfüllen kann. Eine so übermittelte Ausschlagungs-
erklärung wäre wohl sogar nach Auff assung derer un-
wirksam, die eine Kombination der Beglaubigungen 
nach §§  39a, 40 BeurkG beurkundungsrechtlich für 
zulässig erachten. De lege ferenda wäre eine solche Über-
mittlungsmöglichkeit durchaus erwägenswert, da es bei 
der Ausschlagungserklärung – im Gegensatz bspw. zu 
einer Vollmacht oder einem Erbschein – nicht auf den 
Besitz der Urkunde selbst ankommt. Hierzu bedarf es 
aber zuvor einer Änderung der materiell-rechtliche An-
forderungen an die Ausschlagungserklärung oder zu-
mindest der ausdrücklichen Übermittlungsmöglichkeit 
einer solchen Erklärung im FamFG. 

FamFG § 352a  
Erteilung eines quotenlosen Erbscheins bei 
(teilweiser) Anordnung der Nach erbfolge 

I. Sachverhalt
A, B und C sind zu Miterben berufen. A ist lediglich 
Vorerbe. Für B und C ist keine Vor- und Nacherbschaft 
angeordnet. 

II. Frage
Kann ein quotenloser Erbschein nach § 352a Abs. 2 S. 2 
FamFG auch erteilt werden, wenn einer der Miterben 
nur als Vorerbe eingesetzt ist?

III. Zur Rechtslage
1. Neueinführung eines „Erbscheins ohne Quoten“ 
Nach § 352a Abs. 2 S. 2 FamFG ist die von S. 1 der 
Vorschrift geforderte Angabe der Erb teile der Erben im 
Erbschein nicht erforderlich, wenn alle Antragsteller in 
dem Antrag auf die Aufnahme der Erbteile in den Erb-
schein verzichten. Die Neuregelung zu einem solchen 
„quotenlosen gemeinschaftlichen Erbschein“ geht zu-
rück auf das „Gesetz zum interna tionalen Erbrecht und 
zur Änderung von Vorschriften zum Erbschein sowie 
zur Änderung sonstiger Vorschriften“ vom 29.6.2015 
(BGBl. I S. 1042). Gesetzgeberischer Hintergrund für 
die Neuregelung waren die aus der Praxis bekannt ge-
wordenen Fälle, in denen die Mit erben unproblematisch 
feststanden, die Größe der Erbteile aber erst aufwändig 
geklärt wer den musste – beispielsweise wegen einer Ver-
teilung des Erblasservermögens nach Gegen ständen und 
nicht nach Quoten (vgl. BT-Drucks. 18/4201, 60; OLG 
Düsseldorf NJW-RR 2020, 388 = ZEV 2020, 167 
m. Anm. Zimmermann). Durch die Neuregelung sollen 
die hierdurch verursachten (erheblichen) zeitlichen Ver-
zögerungen bei der Erteilung des Erb scheins vermieden 
werden (vgl. BT-Drucks. 18/4201, 60).

Liegen die Voraussetzungen des §  352a Abs. 2 S. 2 
FamFG vor, kann sich der Erbschein auf die Wieder-
gabe der Erbfolge – ohne Ausweisung der Erbteile – be-
schränken (beispiels weise wie folgt: „Es wird bezeugt, 
dass der Erblasser … durch A, B und C beerbt worden 
ist.“). Die Quoten der Miterben werden nicht genannt. 

Insoweit ist zu berücksichtigen, dass der Angabe von 
Erbquoten im Erbschein vorwiegend interne Bedeutung 
zukommt, z. B. für die Auseinandersetzung, Stimm-
rechte, Anteile am Er trag und an den Lasten sowie die 
Haftung für Nachlassverbindlichkeiten (vgl. Keidel/
Zimmermann, FamFG, 20. Aufl . 2020, § 352a Rn.  7). 
Im Außenverhältnis ist die Bedeutung der Quote dem-
gegenüber eher gering, da die Miterben bspw. ohne-
hin nur gemeinschaftlich (§  2040 Abs.  1 BGB) über 
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die Nach lassgegenstände verfügen können (Keidel/
Zimmermann, § 352a Rn. 17). 

Aber auch intern ist die Angabe der Quote nicht un-
erlässlich, bspw. in Bezug auf die Auseinandersetzung 
des Nachlasses. Denn hierfür bedarf es nicht zwangsläu-
fi g einer rechnerischen Bestimmung der Erbteile. Han-
delt es sich bei der Miterbeneinsetzung bspw. um den 
praxishäufi gen Fall einer gegenständlichen Verteilung 
des Nachlasses („Verteilungstestament“), so können hie-
rin Teilungsanordnungen des Erblassers i. S. v. § 2048 
BGB gesehen werden (vgl. nur MünchKommBGB/
Rudy, 8. Aufl . 2020, § 2087 Rn. 10 m. w. N.), die bei 
der Erbauseinandersetzung nur noch vollzogen werden 
müssen. 

Ein Verzicht auf die Angabe der Quoten kann aber u. 
U. für Dritte mit einem bestimmten Mehraufwand ver-
bunden sein. So wird davon ausgegangen, dass im Fal-
le eines quotenlosen Erbscheins beispielsweise Behör-
den, die die Quoten benötigten (wie z. B. Finanz- und 
Sozialbehörden), diese künftig selbst ermitteln müssten 
(vgl. MünchKommFamFG/Grziwotz, 3. Aufl . 2019, 
§ 352a Rn. 19).

2. Anwendungsbereich der Neuregelung
Die Neuregelung fi ndet Anwendung auf alle Erbfälle, 
die nach dem 17.8.2015 eingetreten sind (vgl. Art. 229 
§ 36 EGBGB). Auf die Antragstellung kommt es daher 
nicht an. 

Die neu geschaff ene Möglichkeit der Erteilung eines 
quotenlosen Erbscheins gilt auch nur für den gemein-
schaftlichen Erbschein. Bei Teilerbscheinen und 
gemeinschaftlichen Teil erbscheinen ist die Angabe 
des Erbteils nach wie vor verpfl ichtend (BT-Drucks. 
18/4201, 60).
 
Der „Verzicht“ auf die Aufnahme der Erbquoten in den 
Erbschein muss gegenüber dem Gericht, nicht gegen-
über den Miterben, erfolgen. Umstritten ist in Rspr. 
und Lit. nach wie vor, ob der Verzicht auf die Anga-
be der Erbquoten von allen Miterben erklärt werden 
muss. Nach einer in der Rspr. und Lit. vertretenen 
Ansicht genügt es, dass der antragstel lende Miterbe 
(bzw. die antragstellenden Miterben) den Verzicht auf 
die quotenmäßige Feststellung der Erbteile erklärt hat 
(haben); es ist daneben nicht auch der Verzicht aller 
weiteren (potentiellen) Miterben erforderlich (OLG 
Düsseldorf NJW-RR 2020, 388 = ZEV 2020, 167 m. 
Anm. Zimmermann; Prütting/Helms/Fröhler, FamFG, 
4. Aufl . 2018, § 352a Rn. 26; Barenfuss/Schaal, FamFG, 
3. Aufl . 2017, § 352a Rn. 11-13; Rellermeyer, in: Bork/
Jacoby/Schwab, FamFG, 3. Aufl . 2018, § 352a Rn. 3). 

Ein anderer Teil der Rspr. und Lit. vertritt demgegen-
über, dass in Anbetracht der Tragweite des Verzichts alle 
Miterben den Verzicht ausdrücklich selbst – aber nicht 
notwendigerweise auch gleichzeitig – erklären müss-
ten (OLG München ZEV 2020, 166; Keidel/Zimmer-
mann, § 352a Rn. 14; Zimmermann, ZEV 2015, 520, 
521; Haußleiter/Schemmann, FamFG, 2. Aufl . 2017, 
§ 352a Rn. 5; BeckOK-FamFG/Schlögel, Std.: 1.7.2020, 
§ 352a Rn. 3).

3. Besonderheiten des Erbscheins des Vorerben
Hat der Erblasser Vor- und Nacherbfolge (§§  2100 
ff . BGB) angeordnet, dann ist dies auch für das Erb-
scheinsverfahren und die Erteilung des Erbscheins von 
Bedeutung. Entspre chend der zeitlichen Staff elung 
der Erbfolge (§  2100 BGB) kommt bis zum Eintritt 
des Nacherbfalls eine Erbscheinserteilung nur für den 
Vorerben und erst nach diesem Zeitpunkt (vgl. § 2139 
BGB) für den Nacherben in Betracht.

In dem Erbschein, der einem Vorerben erteilt wird, ist 
nach § 352b Abs. 1 S. 1 FamFG an zugeben, dass eine 
Nacherbfolge angeordnet ist, unter welchen Vorausset-
zungen sie ein tritt und wer der Nacherbe ist. Zu den in 
den Erbschein des Vorerben aufzunehmenden Angaben 
gehört demnach nicht nur die Anordnung der Nach-
erbfolge durch den Erblasser, sowie die Bedingung des 
Eintritts der Nacherbfolge, sondern auch der Name des 
bzw. der Nacherben, eine etwaige Befreiung des Vor-
erben sowie Angaben zu weiterer Nacherbfolge bzw. Er-
satznacherbfolge (vgl. Staudinger/Herzog, BGB, 2016, 
§ 2353 Rn. 455 ff .). 

Die Notwendigkeit der Angabe der Nacherbfolge be-
ruht auf der negativen Vermutung des §  2365 Alt.  2 
BGB, dass der Erbscheinserbe nicht durch andere als 
die angegebenen An ordnungen beschränkt ist. Die 
Angabe der Nacherbfolge im Erbschein des Vorerben 
dient damit nicht dem – positiven – Nachweis des 
Erbrechts des Nacherben (BGH NJW 1982, 2499, 
2500; OLG München DNotZ 2013, 153, 154; OLG 
Frankfurt FGPrax 2010, 175, 176), sondern der Ver-
lautbarung der Verfügungsbeschränkungen, denen 
der bzw. die Vor erben unterliegen (vgl. §§  2112 ff . 
BGB).

4. Erbschein des Vorerben auch quotenlos?
Zur speziellen Frage, ob entsprechend den obigen Aus-
führungen (vgl. 1.) im Erbschein des Vorerben auf die 
Angabe der Erbquoten verzichtet werden kann, wenn 
einer der Miterben nur als Vorerbe eingesetzt ist, ließ 
sich leider weder einschlägige Rspr. noch Literatur 
ermit teln. Die Rechtslage ist daher in gewissem Maße 
unsicher.
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Der Umstand, dass sich eine angeordnete Nacherbfol-
ge nicht auf den ganzen Nachlass, sondern nur einen 
Teil des Nachlasses – speziell den Erbteil eines Mit-
erben – bezieht, ist nach Meinung der Kommentarlite-
ratur im Erbschein des Vorerben zu vermerken (Keidel/
Zimmermann, FamFG, 19. Aufl . 2017, § 352b Rn. 7; 
vgl. auch BeckOK-FamFG/Schlögel, Std.: 1.7.2020, 
§ 352b Rn. 2; Burandt/Rojahn/Gierl, Erbrecht, 3. Aufl . 
2019, §  352b FamFG Rn. 9; MünchKommFamFG/
Grziwotz, 3. Aufl . 2019, § 352 b Rn. 9; Staudinger/Her-
zog, § 2353 Rn. 467). Ist die Nacherbfolge also – wie 
im vorliegenden Fall – nur hinsichtlich eines Erbteils 
angeordnet, ist dies im gemeinschaftlichen Erbschein 
entsprechend zu kennzeichnen (vgl. Haußleiter/Schem-
mann, FamFG, 2. Aufl . 2017, § 352 Rn. 4). Sind also 
beispielsweise A, B und C zu Miterben berufen und ist 
lediglich hinsichtlich des Erbteils von A Nacherbfolge 
angeordnet, dann muss in dem gemeinschaftlichen Erb-
schein, der für A, B und C erteilt wird, gem. §  352b 
Abs. 1 S. 1 FamFG u. a. angegeben werden, dass hin-
sichtlich des Erbteils des A Nacherbfolge angeordnet ist 
(etwa mit dem Wortlaut: „Hinsichtlich des Erbteils von 
A ist Nacherbfolge angeordnet…“).

Dies bedingt u. E. jedoch nicht, dass in dem Erbschein 
zwingend auch die Erbquoten der Miterben anzugeben 
sind. Denn – wie oben unter 3. bereits ausgeführt wurde 
– bezeugt der „Nacherbenvermerk“ nicht den Nachweis 
des Erbrechts der Nacherben, sondern verlaut bart nur 
die Verfügungsbeschränkungen des bzw. der Vor-
erben. Hierfür kommt es aber nicht auf die Größe des 
von der Nacherbfolge betroff enen Erbteils an.

5. Ergebnis
Im Ergebnis gehen wir daher davon aus, dass ein quote-
nloser gemeinschaftlicher Erbschein auch dann erteilt 
werden kann, wenn hinsichtlich des Erbteils eines oder 
einzelner Miterben Nacherbfolge angeordnet worden 
ist. Zur Verlautbarung der Verfügungsbeschränkung, 
der der Vorerbe unterliegt, genügt es, wenn sich die nach 
§ 352b Abs. 1 FamFG notwendigen Angaben zur Nach-
erbfolge auf den betroff enen Erbteil  beziehen, ohne dass 
dessen Größe festgestellt werden müsste.
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Abruf-Nr.: 173931

GrEStG § 1 Abs. 3, Abs. 3a
Übertragung von Anteilen an einer grundbesitz-
haltenden GmbH; grunderwerbsteuerliche Beurtei-
lung; geplante Änderung des Grunderwerbsteuer-
gesetzes
Abruf-Nr.: 175526

Rechtsprechung
UmwG §§ 190, 191 Abs. 1 Nr. 3, 202 Abs. 1 Nr. 1, 
258 ff .; GenG §§ 77a, 30 Abs. 2 S. 1
Kein Ende der Genossenschaftsmitgliedschaft durch 
Formwechsel des Mitglieds; Identitätswahrung beim 
Formwechsel

1. Die Genossenschaftsmitgliedschaft einer ein-
getragenen Genossenschaft endet nicht nach oder 
analog §  77a GenG mit ihrer Umwandlung durch 
Formwechsel in eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung. Eine solche Umwandlung hat weder die 
Aufl ösung noch das Erlöschen der eingetragenen 
Genossenschaft zur Folge. Ebenso wenig tritt eine 
Rechtsnachfolge ein.

2. Wird in der Mitgliederliste dennoch die Beendi-
gung der Mitgliedschaft vermerkt, hat die Gesell-
schaft gegen die Genossenschaft einen auf Berichti-
gung gerichteten Anspruch. 

OLG Naumburg, Urt. v. 12.12.2019 – 1 U 125/19
 
Problem
Die K-GmbH (Klägerin) ist 2018 durch Formwechsel 
aus einer eingetragenen Genossenschaft entstanden. 
Diese Genossenschaft war ihrerseits Mitglied einer 
e.  G., nämlich der beklagten Genossenschaft. Die 
Beklagte teilte der Klägerin unter Hinweis auf §  77a 
GenG und die Satzung mit, dass die Mitgliedschaft bei 
Gesamtrechtsnachfolge bis zum Schluss des Geschäfts-
jahres fortgesetzt werde und dann ende. Man werde 
daher in die Mitgliederliste die Beendigung der 
Mitgliedschaft der K-GmbH zum Schluss des 
Geschäftsjahres (30.6.2018) eintragen. Die K-GmbH 
hat sich gegen die Löschung aus der Mitgliederliste 
gewandt: Zwischen ihr und der vormaligen Genossen-
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schaft bestehe vollkommene Identität; die K-GmbH sei 
nicht Rechtsnachfolgerin der Genossenschaft. Diesen 
Einwänden ist das Urteil der ersten Instanz nicht ge-
folgt.

Entscheidung
Das OLG Naumburg hat das Urteil in der Berufungs-
instanz abgeändert und damit der Klägerin Recht gege-
ben. Seiner Ansicht nach besteht die Mitgliedschaft der 
Klägerin bei der Beklagten fort, die Streichung aus der 
Mitgliederliste (§ 30 GenG) ist daher zu berichtigen.

Das OLG begründet seine Entscheidung im Wesent-
lichen damit, dass der formwechselnde Rechtsträger 
durch den Formwechsel hindurch fortbesteht: Die 
Rechtsträger seien identisch, eine Gesamtrechtsnach-
folge fi nde nicht statt (Grundsatz der Identität der 
Rechtsträger, s.  auch Lutter/Hoger, UmwG, 6.  Aufl . 
2019, §  202 Rn.  7; Meister/Klöcker/Berger, in: 
Kallmeyer, UmwG, 7. Aufl . 2020, § 202 Rn. 13; Semler/
Stengel/Leonard, UmwG, 4. Aufl . 2017, § 202 Rn. 7). 
Folglich wirke sich der Formwechsel auf die Rechtsbe-
ziehungen des Rechtsträgers im Außenverhältnis nicht 
aus. §  77a GenG, der die Beendigung der Mitglied-
schaft einer juristischen Person bei deren Erlöschen vor-
sieht (im Falle der Gesamtrechtsnachfolge zum Schluss 
des Geschäftsjahres), sei aus diesem Grund nicht an-
wendbar.

Auch eine analoge Anwendung des § 77a GenG lehnt 
das OLG Naumburg ab: Es handele sich um eine 
eng auszulegende Ausnahmevorschrift mit off en-
sichtlichem Systembezug zu §  77 GenG (Tod des 
Mitglieds). Dem Tod entspreche der identitätswah-
rende Formwechsel nicht, sodass es an dem für die 
Analogie erforderlichen vergleichbaren Sachverhalt 
fehle. 

Rechtsprechung in Leitsätzen – Volltext 
abrufbar unter www.dnoti.de/Entschei-
dungen

BGB §§ 428, 749 Abs. 1, 752, 753 Abs. 1, 1059 S. 1
Nießbrauch für Gesamtberechtigte; Kein Aufhe-
bungsanspruch analog §§ 749 ff . BGB

Ist für mehrere Personen als Gesamtberechtigte nach 
§ 428 BGB ein Nießbrauch an einem Grundstück 
bestellt, kann die Aufhebung der Gesamtberechti-
gung entsprechend § 749 Abs. 1 BGB nicht verlangt 
werden.

BGH, Urt. v. 6.3.2020 – V ZR 329/18

BGB §§ 138, 139, 242; VersAusglG § 9 Abs. 1
Inhaltskontrolle einer Scheidungsfolgenvereinba-
rung; Ausübungskontrolle; Salvatorische Klausel

1. Die Wirksamkeitskontrolle gem. § 138 Abs. 1 
BGB fi ndet auch auf Scheidungsfolgenvereinbarun-
gen Anwendung, ist aber selbst im Kernbereich des 
Scheidungsfolgenrechts keine „Halbteilungskont-
rolle“ (Tz. 24).

2. Ein unausgewogener Vertragsinhalt kann zwar 
ein Indiz für eine unterlegene Verhandlungsposition 
des belasteten Ehegatten darstellen, rechtfertigt die 
Feststellung der Sittenwidrigkeit aber nicht, wenn 
es an außerhalb der Vertragsurkunde liegenden 
Umständen fehlt, die auf eine subjektive Imparität 
schließen lassen (Tz. 29).

3. Eine Erhaltungsabrede („salvatorische Klausel“) 
kann bei einem teilweise nichtigen Ehevertrag zu 
einer Aufrechterhaltung wirksamer Vertragsbe-
standteile führen, vorausgesetzt die Sittenwidrigkeit 
ergibt sich nicht aus einer Gesamtwürdigung des 
Vertrages (Tz. 38).

4. Fallen Zeitpunkt des Scheiterns der Ehe und Ver-
tragsschluss zusammen, ist für eine Ausübungs-
kontrolle kein Raum (Tz. 41). (Leitsätze der DNotI-
Redaktion)

BGH, Beschl. v. 27.5.2020 – XII ZB 447/19

BGB §§ 727 Abs. 1, 857 , 1922; GBO §§ 19, 22, 29 
Abs. 1, 47 Abs. 2
Rechtsnachfolge in eine GbR-Gesellschafterstel-
lung; Buchposition; Berichtigungsbewilligung 

1. Nach dem Tod eines GbR-Gesellschafters kann 
das Grundbuch auf Bewilligung seines Erben nebst 
Tatsachenangaben berichtigt werden, aus denen 
sich ergibt, dass es durch die bewilligte Eintragung 
richtig wird („schlüssige Darlegung der Unrichtig-
keit“). Die Buchposition des verstorbenen GbR-
Gesellschafters geht immer auf den Erben über 
(Fortführung von Senat, NZG 2016, 555). Soll der 
Verstorbene ersatzlos gelöscht werden, bedarf es kei-
ner Bewilligung der weiteren eingetragenen Gesell-
schafter (Fortführung von Senat FGPrax 2011, 217; 
2015, 153).

2. Das Grundbuch kann nicht auf Grund privat-
schriftlicher Erklärungen berichtigt werden, wenn 
diese ohne weiteres in der Form des § 29 Abs. 1 
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GBO abgegeben werden könnten (entgegen OLG 
München, NZG 2020, 191).

KG, Beschl. v. 8.7.2020 – 1 W 35/20

GBO §§ 19, 47; BGB § 883
Eintragung einer Aufl assungsvormerkung für einen 
Ehegatten allein bei Gütergemeinschaft ausländi-
schen Rechts

Eine Aufl assungsvormerkung für einen erwerbenden 
Ehegatten allein kann auch dann in das Grundbuch 
eingetragen werden, wenn das Grundbuchamt weiß, 
dass das Grundstück in eheliches Gesamtgut fällt. 
Dies gilt für Ehegatten, die Miteigentumsanteile er-
werben, entsprechend. Bei einer korrespondierenden 
vertraglichen Verpfl ichtung kann eine Aufl assungs-
vormerkung zugunsten beider Ehegatten als Mit-
eigentümer eingetragen werden.

OLG Nürnberg, Beschl. v. 2.7.2020 – 15 W 985/20 

Literaturhinweise
H.-F. Krauß, Immobilienkaufverträge in der Pra-
xis – Gestaltung, Besteuerung, Muster, 9. Aufl ., Carl 
Heymanns Verlag, Köln 2020, 2630 Seiten, 159.– €

Das Werk von Krauß zu den Immobilienkaufverträgen 
in der Praxis muss wohl niemandem mehr vorgestellt 
werden, sodass im Nachfolgenden lediglich kurz auf 
die Neuerungen und die Besonderheiten der 9. Aufl a-
ge einzugehen ist. Es ist von Aufl age zu Aufl age beein-
druckend, wie der Autor es schaff t, ein nahezu perfek-
tes Werk zu verbessern und – diesmal um weitere 400 
Seiten – wachsen zu lassen. Die Kollegen wird es be-
sonders freuen, dass der Autor einen neuen umfangrei-
chen Abschnitt zu den geldwäscherechtlichen Pfl ichten 
des Notars eingefügt hat (Teil  2 Kap. 8 Rn.  361 ff .). 
Dieser Teil stellt nicht nur die grundsätzlichen geldwä-
scherechtlichen Pfl ichten des Notars dar, sondern geht 
insbesondere darauf ein, welche Pfl ichten konkret bei 
Grund stückskaufverträgen bestehen. 

Nicht neu aber weiterhin positiv hervorzuheben ist, 
dass das Werk nicht nur Ausführungen zur Gestaltung 
von Immobilienkaufverträgen macht, sondern auch das 
entsprechende Verfahren ab bildet und u. a. Muster für 
die Ablehnung einer Amtshandlung oder die Ankündi-
gung einer Amtshandlung (Vorbescheid) enthält (Teil 2 
Kap. 12 Rn. 2833). Besonders machen das Werk auch 
die zahlreich behandelten Spezialmaterien, wie das Fi-

schereirecht und das Bergwerkseigen tum oder aber we-
niger abseitige und wichtigere Bereiche wie Baulandaus-
weisungsverträge (Teil 2 Kap. 15 Rn. 4137 ff .) und das 
Vergaberecht (Teil 2 Kap. 15 Rn. 4190 ff .). 

Abschließend bleibt zu erwähnen, dass wie üblich die 
Formulierungsmuster über einen Link und einen Zu-
gangscode im Internet zur weiteren Bearbeitung abgeru-
fen werden können. Die Emp fehlung zur Anschaff ung 
dieses Werks, auch in der neuesten Aufl age, versteht sich 
von selbst.

Notarassessor Dr. Julius Forschner

M. Tanck/W. Krug/R. Süß (Hrsg.), NotarFormulare 
Testamente, 6. Aufl ., Deutscher Notarverlag, Bonn 
2020, 850 Seiten, 119.– €

Seit dem Erscheinen der letzten Aufl age sind bereits fünf 
Jahre vergangen. Der Herausgeber- und Autorenkreis 
wurde erheblich erweitert. Aber auch inhaltlich wurden 
zahlreiche Aktualisierungen erforderlich. Die Entschei-
dung des BGH zum digitalen Nachlass (vgl. dazu § 2 
Rn. 16) und das Inkrafttreten der EuErbVO (vgl. insb. 
§ 26 Rn. 48) seien hier nur beispielhaft genannt. 

Insgesamt setzt das Werk die gewohnte Qualität fort 
und bietet sowohl für den ersten Zugriff  überblickar-
tige Darstellungen als auch ausreichend Wissen für 
Spezialfälle wie Behindertentestament und Testament 
für Überschuldete (§ 21), zum Unternehmertestament 
(§ 22) und zur Hoferbfolge (§ 23). Die Querschnitts-
darstellungen zu den steuerrechtlichen Grundlagen der 
Testamentsgestaltung (§ 25) runden das Werk ab. Die 
Formulare können zeitgemäß über einen Download-
Link im Impressum aus dem Internet heruntergeladen 
werden. Das Buch kann aufgrund seiner Vielseitigkeit 
jedem Notar zur Anschaff ung empfohlen werden. 

Notarassessor Dr. Julius Forschner 

C. Dorsel (Hrsg.), Kölner Formularbuch Erbrecht, 
3.  Aufl ., Carl Heymanns Verlag, Köln 2020, 1600 
Seiten, 159.– €

Die Besonderheit des vorliegenden von Dorsel heraus-
gegebenen Werkes liegt darin, dass es zum einen fast 
ausschließlich von Notarinnen und Notaren bearbeitet 
wird, sodass auch die notarspezifi schen Probleme im 
Fokus stehen. Zum anderen ist das Buch nicht nach 
Normen oder der Art von Verfügungen von Todes 
wegen geordnet, sondern vielmehr nach Gestaltungs-
zielen wie bspw. der Sicherung der Erwerbsaussichten 
für Endbedachte (Kap. 5), die Gestaltungsmöglichkei-
ten bei nichtehelichen Lebensgemeinschaften (Kap. 8) 
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oder die Einfl ussnahme des Erblassers über den Tod 
hinaus (Kap.  9). Auch das Nachlassverfahren wird 
behandelt. Hier hat u. a. auch die Beantragung eines 
Europäischen Nachlasszeugnisses Eingang in das Werk 
gefunden. 

Etwas kurz geraten sind die Ausführungen zur Erstel-
lung eines notariellen Nachlassverzeichnisses. Dies ist 
aber durchaus Stoff  für ein eigenes Werk. Das Th ema di-
gitaler Nachlass wird ebenfalls nur sehr knapp behandelt 
(Kap. 1 Rn. 21). Im Großen und Ganzen wird auf die 
praktischen Probleme bei der Durchsetzung verwiesen 
und vorgeschlagen, mit einer Vorsorgevollmacht und 
der faktischen Zurverfügungstellung der Zugangsdaten 
bzw. Passwörtern zu arbeiten. Bezüglich dieses Th emas 

würde man sich im Jahr 2020 eine etwas ausführliche-
re Darstellung und insbesondere auch Vorschläge der 
praktischen Lösungsmöglichkeiten wünschen. 

Insgesamt stellt das Werk aber ein Beitrag zur Formular-
literatur dar, der in keinem Notariat fehlen sollte. Die 
zur Verfügung gestellten Muster können über einen 
Downloadlink bzw. Zugangscode online abgerufen 
werden. 

Notarassessor Dr. Julius Forschner
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